
 

 
Landesarbeitsgericht Nürnberg 

 
 

4 Ta 15/22 

4 Ca 1071/21 
(Arbeitsgericht Würzburg) 

In Sachen 

 

 A. 
A-Straße, A-Stadt 

- Kläger und Beschwerdeführer - 

gegen 

 B.  
B-Straße, A-Stadt 

- Beklagter und Beschwerdegegner - 

Prozessbevollmächtigte/r: 

C. 
C-Straße, A-Stadt 

 

erlässt das Landesarbeitsgericht Nürnberg durch den Vorsitzenden der Kammer 4, Vorsit-

zender Richter am Landesarbeitsgericht D., ohne mündliche Verhandlung folgenden 

Beschluss: 

Das Ablehnungsgesuch des Klägers vom 16.02.2024 wird als 

offensichtlich unzulässig zurückgewiesen. 
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Gründe: 

 

I. 

 

Der Kläger hat Akteneinsicht beantragt. Diese wurde ihm auf der Geschäftsstelle des Gerich-

tes gewährt. Der Kläger vereinbarte keinen Termin und beantragte Übersendung der Akte 

per Post. Dies wurde abgelehnt. Der Kläger lehnte daraufhin den zuständigen Richter unter 

einer Bedingung ab wegen der Besorgnis der Befangenheit. Das Gericht bestimmte Termin 

zur Akteneinsicht und wies daraufhin, dass nur in den rechtsbeschwerdegegenständlichen 

Verfahren die Akten an das BAG übermittelt wurden. Daraufhin teilte der Kläger mit, den Ter-

min zur Akteneinsicht wahrnehmen zu wollen und stellte einen unbedingten Befangenheits-

antrag. Er nahm am 01.02.2024 Akteneinsicht. Mit Schreiben vom 05.02.2024 teilte er mit, er 

habe mit zwei Videokameras mit UHD-Auflösung (4 K 3820 x 2160 Pixel 25 fps) ein Video 

aufgenommen und zwei Stunden Zeit (für das Ansehen und natürlich zusätzliche Zeit, um 

einzelne Seiten im Standbild auch tatsächlich lesen zu können) für die Auswertung und Sich-

tung benötigt.  

Der nunmehr wegen der Ablehnung des Richters zuständige Richter verstand das Schreiben 

vom 05.02.2024 als Antrag auf Gewährung von weiterer Akteneinsicht und gewährte weitere 

Akteneinsicht auf der Geschäftsstelle des Gerichtes. Der Kläger beharrte mit Schreiben vom 

09.02.2024 auf Akteneinsicht in den Räumen der Kanzlei. Dies lehnte das Gericht ab. Mit 

Schreiben vom 16.02.2024 lehnte der Kläger zu meinem großen Bedauern auch den Richter 

D. wegen Besorgnis der Befangenheit ab und machte eine unzureichende Begründung der 

Entscheidung zur Gewährung weiterer Akteneinsicht geltend. 

 

 

II. 

 

Das Ablehnungsgesuch des Klägers vom 16.02.2024 ist offensichtlich unzulässig. 

 

Ein offensichtlich unzulässiges und rechtsmissbräuchliches Ablehnungsgesuch liegt jeden-

falls dann vor, wenn nicht erkennbar ist, dass das Gesuch überhaupt auf einen Grund ge-

stützt werden soll, der die Besorgnis der Befangenheit auslösen und einen Auslösungsgrund 

darstellen könnte, § 42 Abs. 2 ZPO. 
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Dies ist vorliegend der Fall. Es ist nicht ersichtlich, warum die Gewährung weiterer Zeit zur 

Akteneinsicht die Besorgnis der Befangenheit begründen soll. Es ist auch nicht ersichtlich, 

warum die Gewährung weiterer Akteneinsicht bei Gericht wie bereits vom Kläger wahrge-

nommen die Besorgnis der Befangenheit begründen soll.  

 

 

III. 

 

Gegen diese Entscheidung ist ein Rechtsmittel nicht gegeben nach § 64 Abs. 7 ArbGG 

i.V.m. § 49 Abs. 3 ZPO. 

 

 

 

 

Nürnberg, 19.02.2024 

 

 

 

D. 
Vorsitzender Richter 

am Landesarbeitsgericht 
 

 


